
La,ndessozialgericht Nordrhein-Westfalen 

Az.: L 7 AS 1477110 B ER uiid L 7 AS 1478110 B 
Az.: S 10 AS 2755/10 ER SG Dortmund 

Beschluss 

In dem Beschwerdeverfahren 

Angela Schilling, Oestricher Straße 128, 58644 Iserlohn 

Antragstellerin und Beschwerdeführerin 

Arbeitsgemeinschaft Märkischer Kreis Widerspruchs- und Klagestelle, vertreten durch den 
Geschäftsführer, Friedrichstraße 59/61 , 58636 Iserlohn, Gz.: 498- 
35502BG0001348 eR 5311 0 

Antragsgegnerin und Beschwerdegegnerin 

hat der 7. Senat des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen in Essen am 15.1 2.201 0 
durch den Vorsitzenden Richter am Landessozialgericht Schumacher, den Richter am 
Landessozialgericht Soleta und die Richterin am Landessozialgericht Dr. Kün kele 
beschlossen: 



Die Beschwerden der Antragstellerin gegen den Beschluss des 

Sozialgerichts Dortmund vom 30.07.2010 werden als unzulässig 

verworfen. 

Der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe für die Durchführung 

des Beschwerdeverfahrens im einstweiligen Rechtsschutzverfahren 

unter Beiordnung von Rechtsanwalt Karnath aus lserlohn wird 

abgelehnt. 

Kosten sind im Beschwerdeverfahren nicht zu erstatten. 

Gründe: 

Die Beschwerden der Antragstellerin sind unzulässig. 

Hinsichtlich des Beschlusses im einstweiligen Rechtsschutzverfahren ist die 

Beschwerde nicht statthaft. Sofern sich die Beschwerde gegen die Ablehnung des 

Erlasses einer einstweiligen Anordnung und die damit verbundene 

Kostenentscheidung richtet, ist diese nur statthaft, wenn die angefochtene 

Entscheidung die gemäß § 172 Abs. 3 Nr. 1 SGG in Verbindung mit 5 144 Abs. 1 

Satz 1 Nr. 1 SGG erforderliche Höhe von mehr als 750 Euro erreicht. Dies ist hier 

nicht der Fall. Gegenstand des einstweiligen Rechtsschutzverfahrens war nur noch 

die mit Bescheid vom 09.06.2010 ausgesprochene Sanktion auf 30 % der 

Regelleistung und damit 96,90 Euro für den Zeitraum von Juli bis September 2010. 

Der Beschwerdewert beträgt somit 3 X 96,90 Euro, insgesamt 290,70 Euro. Bei der 

Bestimmung des Beschwerdewertes kommt es entgegen der Rechtsauffassung der 

Antragstellerin nicht auf den Zeitpunkt der Antragstellung beim Sozialgericht (SG) an. 

Entscheidend ist vielmehr das, was das SG dem Rechtsmittelführer versagt hat und 

was von diesem mit seinen Rechtsmittelanträgen weiter verfolgt wird (Leitherer in 

Meyer-LadewiglKellerILeitherer, Sozialgerichtsgesetz, 9. Auflage 2008, § 144 Rdn. 

14). 

Auch hinsichtlich der Ablehnung des Antrags auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe 



ist die Beschwerde nicht statthaft. Die Neuregelung des § 172 Abs. 3 Nr. 1 SGG i.d.F. 

des Dritten Gesetzes zur Änderung des Vierten Sozialgesetzbuches und anderer 

Gesetze (BGBI I S. 1132), nach der Beschwerden auch für die Entscheidung über 

einen Prozesskostenhilfeantrag im Rahmen des Verfahrens des einstweiligen 

Rechtsschutzes ausgeschlossen sind, wenn in der Hauptsache die Berufung nicht 

zulässig wäre, wurde im Bundesgesetzblatt vom 10.08.201 0 veröffentlicht und trat 

damit vor der Erhebung der Beschwerde am 30.08.201 0 in Kraft. 

Eine Nichtzulassungsbeschwerde ist für Fälle, in denen einen Beschwerde nicht 

statthaft ist, im Gegensatz zu 145 SGG nicht vorgesehen (Landessozialgericht - 
LSG - NRW, Beschluss vom 02.06.201 0, Az.: L 12 AS 70411 0). 

Da die Rechtsverfolgung der Antragstellerin im Beschwerdeverfahren keine Aussicht 

auf Erfolg bot, war ihr Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe für das 

Beschwerdeverfahren abzulehnen (§ 73a Abs.1 Satz 1 SGG i.V.m. 114, 119 Abs. 

1 Satz 1 Zivilprozessordnung - ZPO -). 

Die Kostenentscheidung folgt aus einer entsprechenden Anwendung des § 193 

SGG. Soweit sich die Beschwerde der Antragstellerin gegen die Ablehnung des 

Antrags auf Prozesskostenhilfe richtet, werden Kosten im Beschwerdeverfahren nicht 

erstattet (§ 73a Abs. 1 Satz 1 SGG i.V.m. § 127 Abs. 4 ZPO). 

Der Beschluss ist unanfechtbar (§ 177 SGG). 

Schumacher Soleta 

Ausgefertigt 
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Marquardsen 
Regierungsbeschäftigte als + . 

Dr. Künkele 

. . 
Urkundsbeamtin der ~eschäftsSt$jk,,: , W '  - 
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Aktenzeichen: 
L 7 AS 147711 0 B ER 
(VNR: 10371 2) 
(bei Antwort bitte angeben) 

Bearbeiter: 

Frau Marquardsen 

Telefon 0201 7992-246 
Telefax 0201 7992-540 

- 

L 7 AS 1477110 B ER und L 7 AS I478110 B: Angela Schilling .I. Ar- 
beitsgemeinschaft Märkischer Kreis Widerspruchs- und Klagestel- 
l e 

Anlage 
I 

Sehr geehrte Frau Schilling, 

als Anlage wird übersandt: 

- Ausfertigung des Beschlusses vom 15.12.201 0 

Mit freundlichen Grüßen 
Auf Anordnung 
Marquardsen 
Regieru ngsbeschäftigte 
(Maschinell erstellt, ohne Unterschrift gültig) 

Dienstgebäude: 
Zweigertstraße 54 
451 30 Essen 
Telefon 0201 7992-1 
Telefax 0201 7992-302 

Sprechzeiten: 
Mo.-Do. 08:30-12:OO Uhr 

13:OO-14:30 Uhr, 
Fr. 08:30-12:OO Uhr 

13:OO-14:OO Uhr, 
oder nach Vereinbarung. 

Sie erreichen das Gericht 
vom Hauptbahnhof mit 
der Straßenbahnlinie 106 
(Haltestelle Landgericht). 
Kfz.: BAB 40 
Ausfahrt Holsterhausen, 
Richtung Uni-Klinik. 

Offnungszeiten: 
Mo.-Do. 08:OO-16:OO Llhr 
Fr. 08:OO-15:OO Uhr 




